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Bündnis für alternative, unabhängige und fortschrittliche Kommunalpolitik

Hartz IV muss weg – ohne Wenn und Aber!

An „Hartz IV“ gibt es nichts zu verbessern oder zu korrigieren! Dieses Gesetz schafft keine Arbeit, sondern Armut. Es bekämpft nicht die Arbeitslosigkeit, sondern die Arbeitslosen und die Arbeitenden.

Ausgehebelt

Langzeitarbeitslose verlieren zum Jahresanfang 2005 ihren Anspruch auf Lohnersatzleistungen, die nach dem früheren Nettolohn berechnet wurden. So werden auf einen Schlag etwa 3 Millionen Menschen faktisch aus der Arbeitslosenversicherung ausgeschlossen. Jährlich werden 1 Million neue Langzeitarbeitslose dazu kommen. Damit wird das bisherige System der Arbeitslosenversicherung weitgehend ausgehebelt und zerschlagen.

Ausgebeutet

Langzeitarbeitslose werden gezwungen, jede angebotene Arbeit anzunehmen, sonst werden ihnen die Leistungen gekürzt. Zumutbar ist jede „legale“ Arbeit an jedem Ort. Das schafft einen staatlich subventionierten Niedriglohnsektor und wird zur massenhaften Vernichtung tariflich geregelter Arbeitsverhältnisse führen.

Ausgeplündert

Alles, was Langzeitarbeitslose besitzen, wird überprüft und angerechnet: Sparbücher, Lebensversicherungen, Schmuck, Mobiliar, Auto. Nur 200 Euro pro Lebensjahr darf an Erspartem behalten werden. Alles andere muss aufgebraucht werden, bevor es nur einen müden Cent vom Arbeitsamt gibt. Das stürzt Millionen in Armut.

Ausgetrickst

Ein Arbeiter mit 20 Versicherungsjahren hat z.B. 56.000 Euro in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt. Als Arbeitsloser soll er aber künftig nur noch ein Jahr Arbeitslosengeld bekommen. Von seinen 56.000 einbezahlten Euro bekommt er maximal 18.000 Euro zurück. Das ist Diebstahl und Betrug.

Ausgeschlossen

Dank Hartz IV heißen Arbeitslose in Zukunft „Hilfebedürftige“, die in einer „Bedarfsgemeinschaft“ leben. Zu dieser „Bedarfsgemeinschaft“ zählen neben den Eltern und Kindern auch Verwandte, Verschwägerte und Lebenspartner (gleiche Wohnung). Die Folgen der Arbeitslosigkeit werden so noch stärker auf die Familien abgewälzt. Das trifft besonders die Frauen. Mit der ALG-II-Pauschale von 345 Euro (West) bzw. 331 Euro (Ost) werden noch mehr Arbeitslose noch stärker vom gesellschaftlichen Leben ausgeschlossen.

Ausspioniert

Derzeit werden in Baden-Württemberg 40.000 Zollbeamte ausgebildet, um Hausbesuche bei Langzeitarbeitslosen zu machen und ihre Lebensumstände zu überprüfen. Keine Kosten werden gescheut, um die Menschen auszuspionieren, aber für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist angeblich kein Geld da.

Dagegen hilft nur eins:

AUFstehen gegen Hartz IV - bis dieses Gesetz vom Tisch ist!
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Weitere Informationen und Kontakt zu Essen steht AUF: Bodo Urbat – ( 32 38 00, Volker Waimann - ( 35 61 22; Heinz Husse ( 29 72 43, per e-mail an vorstand@essen-steht-auf.de
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Liste 9 wählen
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